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Der 8„ Senat des Bundessozialgerichts hat am 160 Mai

1968 ohne mündliche Verhandlung durch

Bundesrichter S 0 n n e n b e r g

_
— Vorsitzender — ‚

Bundesrichter P e t e r s e n
_ —und

Bundesrichter Dr„S c h w a n k h a r t 9
Bundessozialrichter Dr„ D e i t e r

‚
und

Bundessozialrichter H 6 n l e '
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für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts für das Saarland

vom 27° April 1967 aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen°

G r ggn d e :

I

Die
fünf Kläger bezogen Versorgungsrenten nach den

Rechtsvorschriften des Saarlandes9 die vor dem Inkrafté

tréten des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) im Saarland

galteno Aufgrund des Gesetzes zur Einführung des BVG im
Saarland (EinfG) vom 160 August 1964 stellten die Versor—

gungsbehörden nach Stellungnahme ihrer ärztlichen Berater

die Versorgung der Kläger auf das BVG um° In den Umstel—

lungsbescheiden bezeichneten die Versorgungsbehörden die

Schädigungsfolgen im wesentlichen wie bisher; sie bewerte—

ten diese Schädigungsfolgen jedoch mit einem geringeren

Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) als bisher;

sie gewährten den Klägern diesem Grad der NdE entsprechen-

de Renten; soweit sie die NdE nur noch unter 25 voHo be«

werteten9 gewährten sie keine Renten mehro

Mit ihren Wider8prüchen gegen die Umstellungsbescheide

machten die Kläger geltend‚ die Versorgungsbehörden hätten

der Renténfeststellung nach dem BVG ohne den Nachweis

einer Änderung der Verhältnisse keine geringere als die

bisherige MdB zugrunde legen dürfen; sie brachten ferner

sinngemäß vor? ihre bisherige MdE entSpreche —
gegebenen—

falls unter Berücksichtigung eines besonderen beruflichen

Betroffenseins im Sinne des 5 50 Abs° 2 BVG — auch den
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derzeitigen Verhältnisseno

Die Widersprüche blieben erfolglos°

Das Sozialgericht (SG) für das Saarland hob die Umstellungs—
bescheide (und Widerspruchsbescheide) — teilweise (Soweit

sie den Grad der MdB betreffen) — auf und verurteilte den

Beklagten„ den Klägern weiterhin eine Rente nach der bis-

herigen MdB zu gewähren (Urteil des SG vom 50° November

1966 - S 11 V 65/65 — im Rechtsstreit des Klägers Leopold

Rumxxng Urteil des SG vom 250 Januar 1967 — S 11 V 285/65 —
im Rechtsstreit des Klägers Artur J2113 Urteil des SG vom

10 Februar 1967 — S 11 V 114/65 — im Rechtsstreit des Klä-

gers Johann Rütr; Urteil des SG vom 90 Februar 1967

— S 10 V 77/65 — im Rechtsstreit des Klägers JC G IKIIII$
Urteil des SG vom 160 Februar 1967 - S 10‘V 127/65 — im

Rechtsstreit des Klägers Fritz Gt:xxän Das SG war der An—

sicht? das EinfG berechtige den Beklagten nicht9 die den
Klägern nach den Vorschriften des bisherigen Rechts bindend

zuerkannte Rente ohne wesentliche Änderung der Verhältnisse

im Sinne des 5 62 BVG zu mindern oder zu entziehen°

Der Beklagte legte in allen fünf Rechtsstreiten Berufung

an das Landessozialgericht (LSG) für das Saarland ein° Er

vertrat die Auffassung, die Versorgungsbehörden hätten bei

der Umstellung der Versorgung nach dem BVG die MdB unab-

hängig von der früheren Bewertung der MdB neu festzusetzen

und hierbei den tatsächlich bestehenden Verhältnissen Rech—

nung zu tragen„ Das LSG verband die fünf Streitsachen zur
gemeinsamen Entscheidung (@ 115 Abso 1‚ 5 151 Abs° 1 des
Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) und wies die Berufung des

Beklagten (gegen die genannten Urteile des SG) durch das

Urteil vom 270 April 1967 zurück° Der Beklagte habe auch

nach dem EinfG den Klägern Renten nach der bisher fest—

gesetzten MdE weiter zu gewähreno Die nach den früheren

Rechtsverschriften des Saarlandes ergangenen Bescheide

seien nach 5 77 SGG auchihinsichtlich des Grades der MdB
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bihdend°
Aus der in Art° I 5 2 EinfG getroffenen Regelung

über die Rechtsverbindlichkeit einer Entscheidung über den
ursächlichen Zusammenhang lasse sich keine Begründung für

die von.den Beklagten vertretene Ansicht herleitena daß die

Bescheide ohne Bestandsgarantie der uneingeschränkten Neu—

feststellung zugänglich seiem> Das LSG ließ die Revision
Z'll‘r

Der Beklagte legt fristgemäß und formgerecht Revision ein°

Er beantragt?

das Urteil des LSG für das Saarland vom

27° April 4967 sowie die Urteile des SG für

das Saarland in den fünf zur gemeinsamen

Entscheidung verbundenen Streitsachen aufzu-

heben und die Klagen abzuweisen°

Der Beklagte rügt‚ das LSG habe die Vorschrift des Art° I
5 2 EinfG verletzt„ Es habe sich insoweit auch mit der

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) in Wider—

spruch gesetzt° ’

Die Kläger beantragen5‚

die Revision zurückzuweisen°

Den Beteiligtenkurde Gelegenheit gegeben9 sich zu dem

Urteil des 9„ Senats des BSGvom 420 März 4968 —9 RV
4064/65 —‚ in dem über die hier streitige Rechtsfrage ent—

schieden worden ist() zu äußern°

Alle Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne_

mündliche Verhandlung einverstanden (@ 424'Abso 2 SGG)°

II

Die Revision des Beklagten ist zulässig (% 462 Abso 4

Nr? 49 5 464 SGG)° Sie ist auch begründet und muß zur Zu—
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rückverweisung des Rechtsstreits an das LSG führeno

Streitig ist, ob der Beklagte in den Bescheiden, durch die

er die Versorgung der Kläger nach dem BVG umgestellt hat,

von der MdB ausgehen mußte, die nach bisherigem (saarlän—

dischem) Recht festgesetzt war, oder ob er berechtigt war,

den Grad der MdB im Umstellungsbescheid nach den Vorschrif—

ten des BVG und nach den Verhältnissen zu bemessen, die zur

Zeit des Inkrafttretens des EinfG —1° Juni 1960 —und spä-

ter bestandeno Das LSG hat zu Unrecht den 55 2 und 5 des
Art() I EinfG entnommen, daß die Versorgungsbehörde nach

5 77 SGG bei der Feststellung der Bezüge nach dem BVG an
die nach den Vorschriften des Saarlandes festgesetzte MdB

gebunden sei, soweit nicht eine wesentliche Änderung der

Verhältnisse vorgelegen habe° Der erkennende Senat hat in

dem Urteil vom 180 August 1966 — 8 RV 1069/64 (BSG 255_

155, 155) ausgeführt, daß gemäß Art, I 5 2 Abs° 1 EinfG
bei der "Umanerkennung" im Saarland, ähnlich wie bei der
Einführung des BVG im Bundesgebiet, die Zusammenhangsfrage

nicht mehr geprüft werden darf und daß darüber hinaus die

Besitzstandswahrung durch die Tatbestände der 55 4 (Ver-
gleich der Leistungsan3prüche und ihrer Höhe nach bisherigen

Recht und nach dem BVG), 5 (Erweiterung des berechtigten

Personenkreises) und 6 (Bestandskraft von Härteausgleichen

und Zuwendungen) EinFG erweitert worden ist, im übrigen

aber die Versorgungsverwaltung bei der Beurteilung des

Sachverhalts nicht gebunden ist° Dies gelte insbesondere

auch für den Grad der MdB, der erst aufgrund einer neuen
Prüfung festgestellt werden könne, Der 90 Senat hat sich

in seinen beiden Urteilen vom 120 März 1968 — 9 RV 1064/65 —
und - 9 RV 526/67

— der Entscheidung des erkennenden Se—

nats und ihrer Begründung angeschlossen° Er hat aus—
drücklich erklärt, daß er, soweit er in dem Urteil vom
260 August 1965 — 9 RV 1054/64 - (BSG 25, 285—291) die
Auffassung vertreten hat, Art, I 5 5 Satz 4 EinfG garantie—

re den rechtlichen Besitzstand, an dieser Auffassung

nicht mehr festhälto _ K,
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1Der9; SenatdesBSGhat sich in demUrteil des Rechts—
streits 9 RV 1064/65 (das den Beteiligten in seinem vol—

len Wortlaut übermittelt worden ist und„ zu dem sie auch
Stellung nehmen konnten) sowie in dem Urteil des Rechts—

streits 9 RV 526/67 eingehend mit den rechtlichen Erwägun-

gen auseinandergesetzt9 auf die das LSG und die Kläger in
diesem Rechtestreit ihre abweichende Auffassung über die

streitige R90htsfrage gestützt haben° Er hat die Einwände,
die

gegen die Rechtsauffassung des erkennenden Senats vor—
gebracht worden sind? mit eingehendeFBegründung wideré

legte Er hat dargelegt‚ daß ein Gebot zur Übernahmeder
bisherigen MdB aufgrund anerkannter Grundsätze des Kriegs—
opferrechts undder RegelungdesArt„ I 5 2 Abs„4 EinfG
zu verneinen ist; aus der Vorschrift über die Bindungs—
wihkung des 5 77 SGG könne nichts anderes hergeleitet
werden; diese Auslegung der Einführungsvorschriftén stehe

sowohl mit ihrem Sinn und Zweck, als auch mit ihrer Ent-
stehungsgeschichte im Einklang; sie verletze die nach

Arte 44 Abs°4 des Grundgesetzes verfassungsmäßig gewähr—
leistete Eigéntumsgarantie nicht° Der erkennende Senat
schließt Sich den Ausführungen des 9„ Senats an und ver—
bleibt bei seiner bereits in dem Urteil vom 48° August
1966 (BSG 259 155‚ 155) dargelegten Rechtsauffassung°

Danach waren die Versorgungsbehörden berechtigtv bei der

Umstellung der Rentenbezüge nach dem BVG die Verhältnisse

und die MdE zugrunde zu legen? die sich aus ihren Ermitt—
lungen, insbesondere den ärztlichen Beurteilungen9 ergaben‚

und zwar ohne Rücksicht darauf‚ ob sich die Verhältnisse
seit der letzten Feststellung nach saarländischem Recht
wesentlich geändert hatten°

De das angefochtene Urteil die 55 2‚ 5 des Arto I EinfG
verletzt hat? war es aufzuheben° Das Urteil des LSG beruht

allein auf der rechtlichen Erwägung, die angefochtenen Um-
stellungsbescheide seien schon deshalb rechtswidrig, weil
die Versorgungsbehörde bei der Rentenfeststellung nach dem
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BVG zu Unrecht eine geringere als die bisherige MdB zugrunde

gelegt habe„ Das LSG hat deshalb nicht geprüft — und von
seinem Rechtsstandpunkt aus auch nicht prüfen müssen —‚
ob die MdB9 die die Versorgungsbehörde in den Umstellungs—

bescheiden zugrunde gelegt hat, der Sach- und Rechtslage

nach dem BVG entspricht und damit die angefochtenen Beschei-

de auch insoweit rechtmäßig sind° Da das LSG die erforder—

lichen tatsächlichen Feststellungen zur Ermittlung der nach

dem BVG gerechtfertigten MdE nicht getroffen hat und diese

im Revisionsverfahren nicht nachgeholt werden können

(5 165 SGG)? war die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Das LSG wird (zweckmäßigerweise nach Aufhebung des Verbin—
dungsbeschlusses) zu prüfen haben? welcher Grad der MdB nach

den Vorschriften des BVG — gegebenenfalls unter Berücksichti—

gung des 5 50 Abs" 2 BVG —gerechtfertigt ist° Die ange-
fochtenen Bescheide sind auch dahin zu überprüfen, ob der

durch Arto I 5 4 EinfG gewährleistete persönliche Besitz—
stand gewahrt ist (vgl° hierzu das Urteil des 90 Senats

— 9 RV 526/67 — )°

Die Kostenentscheidung bleibt dem
das Verfahren

abschließen—

den Urteil vorbehalteno ‚
Da die Voraussetzungen der 55 165‚ 455 Abs° 4‚ 124 Abs„ 2 SGG
erfüllt waren? konnte der Senat ohne mündliche Verhandlung

durch Urteil entscheiden°
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